
Einwohnergemeinde Baden

Protokoll der Versammlung
Freítøg, tJen 29. Mai 1955, 19.50 Uhr

in der Sporthalle Aue

Traktanclum:
D i¿ V etlcehr s sanient n g
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Herr M. Müller, Stadtammann,Vorsitzender:
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A. Süss, Stadtschreiber,
E. Frey, Schulhausabwart,
K. Gtitte, Bautechniker,
H. Häuler, Maschinist,
J. Kaufmann, Schreinermeister,
A. Ritter, Elektrotechniker,
H. Sieg, Student,
J. Steger, Gasmonteur,
H. Tscharner, Monteur,
W. Walde, Maschinenzeichner,
E. IVind, Malermeis,ter.

Es sin.d 1790 Stimmberechtigte anwesend
Beginn der Verhandlungen 19.4O Uhr



Das Protokoll cler Einwohnergemeinde-Velsamrnlung vom 12' De-

zember 1952 ist den Stimmberechtlgten gedruckt zugestellt lvorden' Es

wird ohne Bemerkung genehmigt'

Die Verkehrssanierung

Herr støclram,ntøttn. il|. MüUer erinnert claran, dass schon iin Jahre

1892 nach ei,ner Pressenotiz die Badener Verkehrsverhältnisse, vor allem

an der Barrière Bruggerstrasse, als unhaltbar bezeichnet wurden. wie sie

heute ,sind, .rfahren *i. alle täglich am eigenen læib' Der Gemeinderat

legt der Gemeinde heute .das generelle Projekt für eine Lösung vor, die

z#eckmässig und finanziell tragbar erscheint' Der Stadtammann betont'

dass es sicliheute nicht darum handle, zu allen Einzelheiten des Vorpro'

jektes,z,B.zuderuschraubeu,überclieinderoeffentlichkeitbereits
ïiel diskutierr worden ist, Stellung zu nehmen. D'as Projekt wird in Ein'

zelheiten noch verbessert werden können. Es geht heute'darum, zu disku-

tieren und zu beschliessen, in welcher Richtung die Lösung gesucht wer-

den soll. Erst wenn dies fes'tsteht, wenn insbesondere feststeht, dass die

Bahnverlegungsprojekte in dieser oder jener Form ausscheiilen, sollen

im EinzelÃn áiã b".t*r, Lösungen gesucht und festgelegt werden. Die Ge-

meinde wird dann Gelegenheii erhalten, zum Ausführungsprojekt noch-

mals Sællung zu nehmen. sie wird dann auch beschliessen können, ob das

W"erk in eiiem Zvg oder etappenweise in dem Sinne ausgeführt werden

soll, dass zuerst der Strassentun¡el und die Unterführung Bruggerstrasse

gebaut werden. Es ist aber richtig, dass heute über das ganze Projekt ein

þundsåitzlicher Beschluss gefasst wi'd, schon deswegen' damit die Finan-

ii"r,rrrg sichergestellt *erden kann. Der Stadtammann stellt in diesem Zu'

.u**ãrhung ãusdrücklich fest, dass über den Beitrag der SBB' rleren

offerte er als absolut ungenügend bezeichnet, das letzte wort nicht ge'

sprochen ist.

Der Stadtamrnann gi,bt hierauf bekannt, dass der Gemeinderat, damit

die Gemeinde nicht den Eindruck hat, sie begebe sich mit ihrem heutigen

Beschluss des rveitern Mitspracherechts in dieser für die stadt so wichti'

gen AngelegenheiT, seinen Antrag wie folgt erganztt
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Di"e cerneinde uolle d,em íhr tm gedruchten Berícht d,es Ge¡neind*-
rates empfo:ltlenen ï/orschlag zur Lösung d.es r/erhehrsproblems zu-
stímmen. Ihre Zusthnmung zur gonzen od.er etappenweisen Ausfüh-
rung aul Grund, d,er Auslübtmgspläne und, des Kostenaerteilers
bleíbt øusrlrückliclt, u orbehølten.

Herr stadtamcnann Müller äusse¡t sich noch zu dem von den mit der
Expropriation bedrohten Grundbesitzern erhobenen vorwurf, dass sie
vom Gemeinderat bei den vorberatungen nioht begrüsst worden seien. Er
weist darauf hin, dass die ver'schiedenen vorprojekte bis zuletzt immer
wieder Aenderungen erfahren haben, dass Liegenschafien, deren Einbe-
ziehung die eine variante vorsah, bei einer andern wieder ausschieden
und dafür andere einbezogen wurden. wären die Betroffenen in den ein_
zelnen stadien jeweils benachrichtigt worden, so hätten solche Mitteilun-
gen in vielen Fällen widerrufen werden müssen. Es wäre eine grosse un-
sicherheit ents,tanden und einzelne Liegenschafts.besitzer hättei wohl im
Hinblick auf solche Mitteilungen vorkehren getroffen, die sich dann als
unnötig erwiesen' Der Gemeinde¡at hat ftir die schwierige Lage der be-
troffenen Grundbesitzer und ihrer Mieter alles ver,ständni, urri wird, so-
bald einmal die Lôsung feststeht, ales daran setzen, ihnen behilflich zu
sein.

Herr stadtammann Müiler eröffnet hierauf die Diskussi on zur Eín-
tretensclebøtte.

Herr Dr. a. Bärlocher, Redaktor, betont, dass heute nicht eine par-
tl1noJ11iytre Angelegenheit, sondern eine sache zur Diskussion stehe, die
alle Mitbürger- in gleicher weise angehe. Die Badener verkehskalamität
hat 'drei ursachen, nämlich die Bahn, den zunehmencren Automobilismus
und die Firma Brown Boveri mit ihren vielen tausend Arbeitern u'd An.
gestellten, die täglich viermal durch .die Engpässe der Barrieren und des
stadtturms geschleust werden müssen. Diesä Hin¿ernisse müssen zu ei_
ner flüssigen Gestaltung ,des verkehrs beseitigt werden, in erster Linie die
Barri'e'e Bruggerstrasse, dann muss durch sãhuffo.rg 

"in", 
,*"ir"rr-run.-

lafrn ei-ne Lösung des Bngpasses beim stadtturm gesucht werden und indritter Linie steht die Barriere beim Falken.
Herr Dr. Bärlocher hat gegen die vom Gemeinderat vorgeschlagene

Lösung drei Bedenken:
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In {inanzieller Hinsicht' erklärt ðer Gemeinderat selbst, dass die of.

ferte der SBB absolut ungenügend sei' Die SBB will grundsätzlich nur

ã"r, kapitalisierten Betrag der ihr durch den Wegfall der Barrieren ent-

stehenden Kostenei,nspari,,g",' leisten' Sie berücksichtigt in keiner 
-Wei-

,. ¿1"r, gewaltigen Vorteil, 
*A"t 

itlI erwächst, .wenn 
die Srosse Gefahren'

;;Ji;, ã* ai"tå Barri"rer, uuch für die Bahn bedeuten' wegfällt' Die SBB

årr, ""¡"¿ingt 
mehr an die Kosten der zu tref{enden Lösung beitragen.

Zu ð.en Ur.u"ú"rr'der Verkehrskalamität gehört auch der zusätzliche Ver-

k"h.,d"rrdioFirmaBrownBoveribringt'DieFirmahatsichereingros'
,", Irrt*ror. daran, dass die VerkehrsverhäItnisse für ihre Ar'beiter und

Angestellten müheloser und weniger gefährlich werden' Wie sie sich bei

ihrä Beitragsloistungen an kulturelle Institutionen grosszügig gezeigt hat'

wird sie ,i"ù'o auch Verständnis für diese Sache zeigen, sodass auch von

dieser seite her eine Erleichterung des finanziellen Problems elwarlet

werden darI.

Das zweite Bedenken Herrn Dr. B¿irlochers richtet sich gegen die

vorgesehene strassensclu.aube. Er glaubt, dass dleren Radius zu klein sei.

Ifi¡" wissen nicht, wie sich die Moiorisierung des verkehrs noch_ entwik-

keln wir.d, doch ist sicher, ilass wir immer mit grässerel und längeren

wagenzügen rechnen müssen. Da stellt diese sch¡aube sicher eine grosse

C"tãnr""[oale dar'. Das Beispiel von Stockholm lässt sich nur bed"ingt

heranziehän. Einmal sinil die Dimensionen jener Strassenschrauben er'

heblich grösser und sodann ist deren Befahrung nur im Einbahnverkehr

zugelassen.

Menschlichamnächstenmussunsaber'ilasProblem'derExpropria-
tionen berühren, denn es sindl 72 Familien, die ihre Wohnstätten verlieren'

Man will ihnen, soweii das möglich ist, wohl Realersatz bescha{fen' aber

damit ist es nichr getan. Denn !s sincl vor allem ältere und daher billige

wohnungen die veischwinilen und diese Leute können teure neue woh-

nungen åeist nicht bezahlen. Wenn es irgendwie anders möglich ist' muss

eine"Lösung gesucht werden, die weniger .brutale Bingrif{e in den Liegen'

schaftsbesitz und in das Stadtbild nötig macht'

Herr Dr. Bärlocher betont trotz dieser Bedenken, dass es mit einer

Ablehnung des gemeinderätlichen Antrages nicht getan sein könne' Die

g;;.* Mährheit"stAsst sich .an der Sch¡aube und am Ausmass der Bx'

iropriationen. Herr Dr. Bärlocher glaubt, dass diese Nachteile vermieden

werden können, wenn zunächst in einer ersten Btappe die Tunnelstrasse

Gstühl-Zü¡cherstrasse gebaut wird, die den Durchgangsverkehr aus der
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Stadt herausnimmt, hernach in einer zweiten }-tappe die Unterlührung
Bruggerstrasse-schlossbergplatz, wo*rit die am meisten störende Barriere
Bruggerstrasse beseitigt wird, und hierauf i,n einer dritten Etappe beim
stadtturm eine zweite Fahrbahn geschaffen wird. wenn alle diese drei
Pu'kte ausgefüIrt sind, haben wir von und zu BBC einen flüssigen und
durch den Durchgangsverkehr unbelästigten Verkehr du¡ch die Stadt.
wir haben mit einer solchen Lösung für die Zukuntt auch nichts verbaut
und vor allem wäre sie billiger und es müssten viel weniger Häuser a'b-
gerissen werden als nach einer Lösung nach dem vorschlag des Gemeinde-
r'ates.

Herr Dr. Bärlocher stellt den Antrag, der Vorschlag des Gemeinde-
rates sei abzulehnen und der Gemeinderat sei zu beauftragen, der Ge-
meinde ein Projekt im Sinne seiner Darleg,ungen vorzulegen.

lJerr Sta.dtøntmønn Müller interpretiert den Antrag des Herrn Dr.
Bärlocher dahin, dass dieser die Aus{ühung des gemeinderätlichen projek-
tes in zwei Etappen, nämlich zuerst den strassentunnel und hernach die un-
terführung Bruggerstrasse, vorschlägt. Damit würde aber d.ie Barriere
beim Falken belassen. Her¡ Stadtammann Müller grlaubt nicht, dass Herr
Dr' Bd.rlocher ernsthaft eine Lösung will, die diese Barrie¡e endgültig be-
lässt. Der Gemeinderat bedauert ebensosehr wie He,r Dr. Bärlocher, dass
sein Projekt so viele w'ohnungen beansprucht u'd er betrachtet es als
selbstverständlich, dass ,alles getan werden muss, um den Betroffenen so-
weit als möglich Realersatz zu bieten. Herr stadtammann Müller ver-
sichert die Gemeinde im weitern, dass der Gemeinderat keihe Möglichkeit
ausser Acht lassen werde, für die Stadt eine finanzielle Erleichterung zu
erreichen. Er hat sich deswegen auch an das Militärdepartement gewandt,
da er glaubt, dass dieses an ejner zweiten Verbindung durcìr den Eng-
pass von Baden offenbar interessiert ist.

Herr Dr. Bärlocher erklärt, dass er selbs,tverständlich gegen eine Ein-
beziehung der Falken-Bar¡iere in die sanierung nichts,einzuwendÞn habe.

Herr Dr. H. Senn gibt die Stellungnahme der Budget- und Rechnungs-
kommission wie folgt bekannt:

Die entscheidende Frage ist, ob eine Lösung des Verkehrsproblems
mit oder eine solche ohne Bahnverlegung in Betracht gezogen werden
muss. Aussohlaggebend ist dabei in erster Linie die finanzielle seite. Des-
halb fallen für die Kommission die Projekte der sogenannten grossen
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Bahnverlegungen und der Bahn-Tieferlegung ausser Betracht. weder die

Gemeindeinoãh d"r Bund und der Kanton könnon sich die Kosten dieser

Lösungen leisten und die SBB kann dazu auch nicht gezwungen werden.

Ats piojekt mit Verände,rung .c{er Bahnantragen kann deshalb nur die

kleine Bahnverlegung nach Vorschlag Schmidlin in Berücksichtigung ge'

zogen werden. Di"r"* Vorschlag hat die l(ommission 'die reinen Stras-

,"ãlörong"r, ohne Bahnveränderung gegenübergestellt' Dabei herrschte

bei ihr dìe Meinung vor, dass, eine brauchbare Lösung einen Strassentun'

nel un¿ die Unter- ãder Ueberführung beid,er Barrieren in sich schliessen

müsse. Es stehen sich hier die Projekte mit strassenschraube und die

sog. Doppel-T'Lösung gegenüber. Der Schraubenlôsung ist gegenüber

.l*i urrd"r' uu, u.rr"hi"denen Gründen, auf die im gemeinilerätlichen Be-

richt hingewiesen wird, der vorzug zu geben. so stellte die Komrnission

in der Sãhl.ussabstimmung das Strassenprojekt nach Vorschlag des Ge'

meinderates der kleinen Bahnverlegung gegenüber. Mit kleiner Mehrheit

und bei stimmenthaltungen hat sich die Budget- und Rechnungskommis'

sion für den gemeinderätlichen vorschlag entschieden, weil bei dieser

Lösung die Kosten erheblich niedriger sein wer'den als bei der kleinen

Bahnvãrlegung. Die Kommission empfiehlt dem Gemeinderat, bei der

Ausarbeitung der Ausführungspläne möglichst auf weitere Kostenein'

sparungen zu tendieren und den Projektverfassern wird empfohlen, eine

laroog ,o suchen, die möglichst wenig Liegenschaften beansprucht. Die

Komm-ission ist sich wohlbewusst, dass die vorgeschlagene Lösung nicht

ideal ist, aber ein ideales Projekt kann es in dieser Sacþ,e eben nicht ge'

ben. Anderseits muss nun doch endlich etwas zul Behebung der Verkehrs'

misère geschehen. Die Kommission empfiehlt schliesslich dem Gemeinde'

rat nocñ, bei der Projektausarbeitung auch Architekten beizuziehen und

die weitere Projektierung nicht nur den Tiefbauern zu überlassen.

Herr Stødt6tnffL&nn Müller betrachtet es als selbstverstän'dlich, dass

der Gemeinderat von jeder Einsparungsmöglichkeit Gebrauch machen

wird. Ebenso selbstverständlich ist, dass in die für die weitere Projek'

tierung massgebliche Kommission sowohl vom Kanton wie von der Stadt

auch Architekten delegiert werden.

Herr Prof. Dr. M. Ros führt aus:

Als Frucht der bisher durchgefiiluten Studien und der Verarbeitung

verschiedener Ideen und Vorschläge durch die vom Genreinderat bestell'

ten Organe, ferner gestützt auf die Tatsachen, dass die erwünschte Ver'
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kehrsentlastung durch eine ueberlandstrasse noch längere Zeit auf sich
warten lassen wird, dass ferner die sBB wegen vieler noch dringlicher
sanierungen (2. B. in den Bahnhöfen Zürich und Bern) zeitrich und
fi'anziell nicht in der Lage sein werden, auf die verwirklichung der vor-
schläge betr. verlegung oder Tieferlegung der Bahn einzutreten, hat sich
ergeben, dass weder die kleine noch eine grosse Bahnverlegung in Frage
kommen kann und dass die Lösung zur verkehrssanierung in der Erstel-
lung eines strassentu'nels durch den stein und durch die Au{hebung
der Barrieren an der Bruggestasse und beim Falken gesucht werden
muss. In 'diesen Punkten kann dem Projekt des Gemeinderates zuge.
stimmt wer.den. Nicht zugestimmt werden kann aber der vorgeschlagenen
Lösung auf der südseite, die derartige lr{achteile aufweist, ãass von ihr
dringend abgeraten lverden muss. Dem Gemeind,erat wurde deshalb in
letzter stunde ein vorschlag eingereicht, nach dem auf Grund weiterer
studien sehr wohl eine Lösung gefunden werden kann, die verkehrstech-
nisch wesentlich besser ist als die schraube. Diese Lösung wird, was
die reinen Baukosten anbelangt, nicht teurer zu stehen ko*men, sie be-
ansprucht weniger Fläche und wird daher erhebli,che Einsparungen bei
den Expropriationen ermäglichen. Städtebaulich ist sie der ugçþl¡a¡¡r",,
mindestens' gleichwertig. sie weist de' ins Gewi,cht fallenden vorteil auf,
dass,die zwischen uI-inden und utr'alkenu betroffenen Gebäude mit gleicher
Front uncl in günstiger verkehrslage wieder aufgebaut werden förrrr"rr,
sodass ãie zahl der Geschäftsleute, die sich an anderer stelle ansiedeln
müssten, kleine¡ ist ,als bei der schrauben-Lösung. schliesslich kann
durch eine weitere verlegung des Kreuzungspunktes und der unterfüh-
rung gegen clen Falken noch rveitere Terrainschonung ermöglicht werden.
Auch auf der Nordseite sind Verbesserungen möglich.

Herr Prof. Dr. Ros stellt den Antrag:
1' Ðie Gemeinde wolle entsprechend der Empfehrung von Gemeinde-

rat und verkehrskommission auf die weiterverfolgurrg i", Lösungen I
bis 3 (Seite It) des gemeinderätlichen Berichtes vãrziãhten.

2. Die Gemeincle wolle beschliessen, dass die Lösung in einer direk-
ten Strassenverbindung durch den ustein, mit Unterführung b,ei der
Bruggerstrasse und beim uFalken> bestehen solle.

3. Die Gemeinde beschliesse, dass sie ein weiteres studium der mög-
lichen Lösungen, insbesondere auf der südseite, als notwendig er,achte
und sie wolle den Gemeinderat beauftragen, die Lösung mit uslchraubeu
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nach Möglichkeit durch eine bessere zu ersetzen und die notwendigen Ex-

propriatiãnen nach Möglichkeit beschränken'

Helr Starltanmønn' MüILet' stellt fest, das's Herr Prof' Dr' Ros Ein'

treten au{ die Vorlage beantragt, in 'der Meinung' dass in der D^e¡ailbe'

ratung über VerbesserungsmögÍichkeiten auf der Nor'd' und der Südseite

iliskutiert werden solle.

HertLehrerA.Räbermöchteklarwissen,w.asderVorsitzendeun-
ter <Eintreten auf 'die Vortrageu versteht' Nach Meinung des Herrn Rä-

ber ist ilie Versammlung bereits bei der Einzelberatung angelangt'

Hert Stailta,mmønn Müllel" erklärt, dass er unter der Eintretensde.

batte die Diskussion darüber verstehe, ob der vorschlag mit strassentun'

nel und zwei Bahnunterführungen weiter verfolgt oder abgelehnt werden

solle.

Herr t. weinntann betrachtet den Radius 'der strassenschraube als

ong"rrüg"nd; darin liege der Hauptnachteil des gemeinderätlichen Vor'

schlages.

Herr E. Zønd,er, Apotheker, ist durch die Abänderung des gemeinde'

rätlichen Antrages eigentümlich berührt' Diese Aen'derung erf olgte 
-of{en'

bar weil der Gemeinãerat erkannt hat, dass sein Vorschlag gefährdet ist'

Herr Zander kritisiert als Nicht{achmann die vorgeschlagene schrauben'

lösung. Schuld an der ganzer¡ Verkehrsmisère ist doch in erster Linie die

Bahn"und es ist nicht ärr,.,""h"", weshalb wir uns für alle Zukunft auf

einen Strassentunnel festlegen und auf die Bahnverlegung verzichten

sollen. Herr Zander glaubti dass ilie Gemeinde dem Projekt Schmi'dlin

zustimmen würde, *"in ", mit gleicher Gründlichkeit und Sorgfalt stu-

diert und vorbe¡eitet worden wäre wi" das gomeinderätliche-Projekt'

Der Gemeinderat betont in seinem Bericht immer wie'der den Kostenun'

terschied zwischen iler Bahnverlegung und ,der strassenlösung. Herr Zan-

der glaubt nicht, dass die Stadt beim Projekt des Gemeinileraües mit 4

Miilånen wegkommen werde, denn die Kosten der Expropriationen wer-

den viel höher sein als angenommen wir'd und dazu kommen z'wangs-

weise noch die Kosten 1ür rlen spätern Ausbau der Zufahrtsstrassen'

Herr Zander stellt den Antrag, die vorlage des Gemein'der'ates zu-

,ü"kruw"ir"r, und der Gemeintlerat sei zu beauftragen, der Gemeinde

ein P.o¡"kt vorzulegen, das die teilweise oder gänzliche Verlegung der

Bahn aus der Stadt vorsieht.
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Herr Stødtatnnlann Müller versicihert, dass alle massgeblichen In-
stanzen die l\4öglichkeit der Durchführung des Projektes Sohmidlin n,ach
allen Richtungen eingehend geprüft haben. W'enn immer wieder etklärt
wird, die Liegenschaftsschätzungen für das Strassenprojekt seien zu niedrig,
so ist dem entgegen zu halten, dass die Schätzer nicht wussten, zu wel-
chem Zweck sie die Liegenschaften zu schätzen hatten. Bis heute beste-
hen keine Anhaltspunkte dafür, dass in diesen Schätzungen erhebliche
Fehlerquellen enthalten sind. Bestehen solche? so gelten sie übrigens in
gleicher W;eise auch für die von der Bahnverlegung betroffenen Grund-
stücke. Dass sich unvorhergesehene Kosten einstellen können, ist möglich,
aber d,as gilt für alle Projekte und zudern we¡den auch solche zusätz-
Ii,che Kosten nach dem festgelegten Kostenverteiler von allen Beteiligten
zu tragen sein,

Herr Stadtammann Müller elklärt, in diesem Zusarnmenhang den
gemeinderätlichen Bericht über die Kostenverteilung ,beim kleinen Bahn-
verlegungsprojekt leider berichtigen zu müssen. Es wird dort g,esagt, dass
die nach Abzug des Bahn- und des Bundesbeitrages verbleibenden Ko-
sten von rund 15 Millionen je zur Hälfte vom Staat und von der Ge-
meinde zu tragen seien. Das s'timmt nun nicht, denn nach Mitteilung des
kantonalen Baudirektors wär der Kanton nicht in der Lage, die Mehr-
kosten einer Bahnverlegung ebenfalls zur Häl{te zu übernehmen, sondern
diese Mehrkosten müssten ganz oder doch zum grossen Teil von der
Stadt getragen werden. Natürlich ist der Baudirclçtor nicht die letzte In-
stanz, sondern beschliessen werden der Regierungsrat und zuletzt der
Grosse Rat. Wie ein Kampf um die Kostenverteilung hier schliesslich
ausgehen wird, lässt sich nicht voraussagen. Auch bezüglich einer Er-
höhung des Bund,esbeitrages aus dem Benzinzoll sind die Aussichten für
weitere Bemühungen, die der Grneindei.at selbstverständlich unternehmen
rvir'd, nicht sehr günstig. Anlässlich einer Besprechung mit dem Bundes.
präsidenten mussten wir erfahren, dass wenig Aussicht besteht, vom
Bund mehr zu erhalten.

Herr Nationalrat. Dr. M. Rohr begrüsst den heutigen Zusatzanftag
des Gerreinderates. Es bestehen nun keine Bedenken mehr, der Eintretens-
frage zuzustim'ren. Der Gemeinderat wird hernach die Durchführung
eines s'trassenprojektes im Einzelnen weiter verfolgen, insbesondere auch
eine Lösung ohne strassenschraube studieren und die Gemeinde hat noch
Gelegenheit, zu den Detailplänen endgültig Stellung zu nehmen. Herr Dr.
Rohr glaubt, dass dieser schritt heute getan werden sollte. Ein projekt

9



zu findlen, das von einer überwältigenden Mehrheit der stimmbürger ak'

zeptiert würd,e, rvird nicht möglich sein. Ein grossel Teil der Bü'rger hat

überhaupt kein persönliches Interesse an .d€r verkehrssanierung. Diese

Leute sagen sich, dass die sanierung ja nur den Auswärtigen und rlen

Autobesitzern nützen werrle und für diese wollen sie nicht mehr Steuern

bezahlen. Andere, so vor allem tliejenigen, die ihre Häuser oiler wohnun-

gen oder Geschä{te verlieren sollen, haben ger'adezu ein Interesse dat'an,

ãass nichts geschieht. Wir werden eine Verkehrssanier'ung überhaupt

nur dann durchbringen können, wenn jeder Steuerzahler davon über'

zeugt ist, dass nur das rvirklich Notwendige gemacht wird' Das vorlie'

genäe projekt des Gerneinderates muss als eine mögliche und finanziell

irugbur" iôrorrg angesehen rverden, vor allem dann, wenn die Vermei'

duig der Sohraube und eine Verminderung der Expropriationen erreicht

werden kann.
Die Vorschläge mit Bahnverlegung bezeichnet Herr Dr' Rohr als

Phantasien, die sich nie wer.den durchsetzen lassen. Diese Projekte hätten

eine derartige finanzielle Belastung der Stadt zur Folge, dass die Ge-

meinde dazu nie Hand bieten wird. Herr Dr. Rohr betrachtet den von

den SBB anerbotenen Beitrag als ausserordentlich bescheiden, hält es

aber andersei,ts für aussichtslos, vom Bund mehr zu erho{fen, denn die

notwendigen Mittel stehen diese,m einfach nicht zur verfügung. Bei tlen

inugeru*i l0 Millionen, die der Bund jährlieh ,aus dem Benzinzoll für

den allgemeinen Strassenbau ausgeben kann, lässt sich wohl nicht erwar'

ten, dass er für Baden etliche Millionen mehr als vorgesehen wird reser'

vieren können. von den sBB sollte sich aber, wenn ihnen die Gründe,

die für eine Mehrleistung geltend gemacht werden können, nachdrücklich

vorgebracht werclen, doch ein höherer Beitrag erwirken lassen'

Herr Dr. Rohr stellt den Antrag auf Eintreten.

He]T A. Veiersmüllet' glaubt, dass niemand dten vorgeschlagenen

Strassenunterführungen zustimmen könne, dem 'die Stadt Baden lieb sei.

Wir müssten uns alle später Vorwürfe gefallen lassen. Bei gutem Willen

sei die Bahnverlegung oder die Tieferlegung möglich. 'wenn die sBB nach

ihren Plänen eine viergeleisige Lini,e durch Báden erstellen, müsse ja doch

eine Aenilerung des Tracés erfolgen. Herr 'Weiersmüller ist der Meinung,

dass, wenn man in Bern auf den Tisch klopfe, etwas zu erreichen sei und

er erwartet von den Badener Parlamentariern d,as sie ein Mehrers tun.

Es handle sich hier nicht um eine Sache der Gerneinde, sondern ebenso

des Bundes und des Kantons.
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tlerr W. Gretler, Versicherungsinspektor, rügt ebenfalls das man.
gelncle verständnis von Bund unil Kanton für diejenigen projekte, die
allein eine Lösung au{ lange sicht bringen wijrden. v/enn die sBB wjrklich
nicht in der Lage sind, mehr zu leisten, so soll der Bund ihnen helfen,
der für weniger .dringliche Dinge oft schon grössere summen ausgegeben
habe. Es muss daher in erster Linie gründlich und definitiv utrgãkterr
werden, welche Mehrleistungen von Bund, sBB und Kanton erhärtrich
gemacht werden können. sollte nicht mehr erreicht wer'den können, so
kann man immer rvieder auf das strassenprojekt zurückkommen. In erster
Linie wäre dann der Engpass an der Bruggerstrasse zu beseitigen, .'das

schon eine rvesentliche Er,leichterung schaffen würde. Die Gemeinde wür-
de jedoch einer Bahnverlegung nach dem Projekt schmi,illin viel eher
zustimmen. als den strassenunterführungen, die nie befriec{igen können.

Herr Stødtam,nann MüIlet erklärt, dass o{fenbar vom Buncl nur im
Falle einerr Arbeitslosigheit, die Arbeitsbeschaffungsreserven auslösen
würde, mehr zu erwarten sei. Darauf können wir aber nicht warten. Alle
heute erwähnten Möglichkeiten, mehr l\4ittel zu erhalten, sind versucht
worden; sie sind nun ab,er erschöpft. Einzig der Grosse Rat könnte den
Kanton zwingen, mehr zu leisten. ob er das tun wird, ist indes doch fräg-
lich. unsere Parlamentarier haben sich in Bern für die stadt eingesetzr
und clie Gerneinde hat das Resultat von Herrn Dr. Rohr er{ahren.

Her.r G. Brühlrnann,, Ingenieur, stellt als Ergebnis cler bisherigen
Diskussion fest, dass clas vom Gemeinderat vorgelgte projekt die Bür-
ger nicht befriedige. Auch die Befürworter der vorlage haben sich nur
schwer'en Herzens zu ihrer heutigen stellungnahrne d.urchgerungen. Dem
Projekt hafte' tatsächlich gewaltige Nachteile an, so die groruÃ Boclen-
verluste und das Ferhlen jeder verbesserung für die Bahn. Neben dem stras-
senverkehrsproblem gibt es nämlich in Baden auch ein verkehrsproblem
dier Bahn, deren Anlagen schon lange überlastet sind. Die DurchÌührung
des gemeinderätlichen vorschlages wür.cle eine wirkliche und dauernde ver-
besserung aller dieser verkehrsverhältnisse für die Zukunft verunmögli-
chen. Der einzige vorschlag, der alle probleme auf wirkrich ideale weise
löst, ist die grosse Bahnverlegung. Die sBB nennen hiefür einen Kosten.
betrag von 63 N{illione', der sehr sorgfältig berechnet sein soll. Als an
der Versammlung in der ulinden aber ei,n Funktionär der Bahn nach
den Kosten eines Tunnel-Kilometers gefragt wurde, antwortete er, diese
könnten je nach rerrain zwischen 3 uncl 10 Millionen schwanken. Das
ergibt pro km eine Differenz von 7 Millionen und für die ganze strecke
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des Tunnels der grossen Bahnverlegung kann der Unterschied 35 Millio'

nen ausm,ach"rr. w"n¡ solche schwurrkrrtg"tt möglich sind' _so 
ist mit

clen berechnelen 63 Millionen etwas nicht in Ord,nung' Bei der grossen

Bahnverlegung lvürde sodann eine sehr grosse Fläche wer,tvollen Bodens

anfallen "î¿ 
ã* die Frage, wie weit dies bei der Kostenberechnung be-

rücksichtigt worden sei, ivurde vom Vertreter der Bahn eine sehr aus'

weir:helde Antwort crtcilt. Der Bahnhofplatz allein stellt bei den heuti'

gen Bodenpreisen einen Wert von rund 10 Millionen dar' Die Zahl von

ãe Uitüorrår, darf daher nicht a.bschrecken und die Gemeinde zur Zustim'

mung zum strassenprojekt verleiten. Herr Brühlmann anerkennt die grosse

und ïerrolle Arbeit, clje iiir die vorbereitung des strassenprojekFs ge-

leistet worilen ist, verlangt aber, dass die Lösungen mit Bahnverlegung

ebenso ernsthaft studieriwerden. Dabei sei das Hauptgowicht auf die

grosse Bahnverlegung zu richten, da hier der entstehende Platzgewinn die

Mehrkosten zum grossen Teil aufwiegen werde und diese Lösung für

alle Zuk'nft eine ãndgültige sei. Das vorliegende Projekt stelle dagegen

nur eine Teilsanierung a"r. o"r Gemeinilerat müsse veranlasst werden,

der Hof{nung der Gemeinde auf eine wirkliche Lôsung Rechnung zu

trugun u"d uil" Möglichkeiten und Grundlagen einer Bahnverlegun$ voll''

ständig und ei'nwandfrei abklåiren.

Herr Dr. o. Varuter, Redaklr-rr, stellt fest, dass ,dic Gemeinde heute

wirklich am Scheideweg stehe. Wenn sie dem Antrag des Gemeind'erates

zustimme, verzichte sie grunilsätzlich und für alle Zeiten auf eine Bahn'

ve'legung. Dass diese ub.-", di" beste Lösung darstellen würde, sei durch-

"u, 
Èlrr.-H*rr Dr. Wanner verweist auf das Beispiel der Bahnvertunne-

lung in zurich, wo die verkehrsverhältnisse vorher ähnlich schlecht waren

wiJi' Baden. Als an der Versammlung in de*Lindeu auf dieses Bei'

spiel hingewiesen wurde, sind die vertreter der SBB nur widerwillig dar'

*t 
"ing;guttgen. 

Dort hat die Bahn ganz anders in den Sack langen müs'

,..,. DJr, ti"h der Bund unil'der Kanton mit dem vorliegenden Strassen-

projekt zufrieden gaben, ist durchaus begreiflich' denn das Problem des

b*"hgurrgruerlcehis wird dadurch allerdings gelöst. Der Ansohluss von

Baden an diese Strasse wäre abor sehr mangelhaft. Als abschreckendes

Beispiel erwähnt Dr. Wanner .clie u.Sanierung, der Strasse-Bern-Thun,

die ähnuch erfolgte wie das nach dem gemeinderätlichen Vorschlag in

Baden geschehen soll. Ueberall hört man, dass jene Sanierung, 
-dje 

den

Durchgãngsverkehr nach wie vor in den Ortschaften belässt, verfehlt sei.

Hãrr Dr. Wanner ersucht die Gemeinde, heute nicht einer Lösung
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zuzustirn-lnen, welche die errvünschte Bahnverlegung für alle Zeiten ver-
unmöglicht. Er glaubt, dass der Gemeinderat, wenn er die ganze Ge-
meinde geschlossen hinter sich weiss, ,bei den Verhandlungen mit Bund
und' Kanton und vor allem mit den SBB mehr erreichen könne, als bishe¡.

Herr Dr. H. Meyer ist einer derjenigen, die täglich viermal an den
Barlieren Ìvarten müssen. Diesen ist mit einer Ablehnung des gemeinde-
rätlichen Antrages nicht gedient. Wenn wir diesen Antrag zurückweisen,
so werdon wir i,n 20 Jahren genau so weit sein wie úreute. Mit dem Rat-
schlag und mit der Hoffnung, zu versuchen, bei SBB, Bund und Kanton
mehr herauszuholen, ist es nicht getan. 'Was not tut, ist, dass wir heute der
Lösung um einen Schritt näher kommen und deshalb so,lhe die Gemeinde
dem Antr'ag des Gemeinderates zusti,rnmen.

Helr Stadtamrnann. Müller weist darauf hin, dass eine Projektausarbei-
tung immer zusammen mit Bund, Kanton und SBB erfolgen müsse, was
stets erheblich Zeit beanspruche. Auch bei Zustimmung zur heutigen
Vorlage 'des Gemeinder'ates werde kaum vor drei Jahren mit den Bau-
arbeiten begonnen weÌden können.

Herr A. Oderrnatt kann nicht ve,rstehen, dass vom Bund, der doch
für alle möglichen Aktionen Geld habe, nicht mehr erhältlich sein soll.
Auch die Gemeinde Wettingen, wo die meisten Arbeiter und Angestellien
der Firma Brown Boveri wohnen, ha.be ein grosses Interesse an der Ba.
dener Verkehrssanierung. Deshalb werde Wettingen, so meint Herr Oder-
matt, wohl auch zur Leistung eines angemessenen Bei'trages bereit sein.

YIerc Stød,tøtun&nn MüIler weist darauf hin, dass, wenn die geltende
Gesetzgebung clies ermögÌiche, die urnliegenden Gemeinden auch zur Ko.
stentragung herangezogen würden. Dies zu tun, sei aber ausschliesslich
Sache des l(antons.

Herr Dr. A, Saboz gibt zu, dass eine Verwerfung der gemeinderätli-
chen Vorschläge eine weitere erhebliche Verzögerung der Lösung zur
Folge habon we¡de. Wenn wir aber jetzt den Vorschlag des Gemeinde-
rates verwirklichen, so machen wir etwas, was in 20 Jahren wieder un-
zulänglich uncl überholt sein wir,d. Wollen wir das Projekt unterstützen,
das am raschesten ausgefüürrt werden kann, so müssen wir dem Vorschlag
des Gemeinderates zustimmen. Wollen wir aber ,eine bessere Lösung,
auch' wenn sie mehr Zeit e¡forde¡t, so müssen wir den Antrag ablehnen.
Die Gerneinde darf sioh heute die Möglichkeit einer Bahnverlegung nicht
nehmen lassen. Wenn der Bund nicht mehr bezahlen will, machen wir lie-
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ber gar nichts. Herr Dr. Saboz glaubt, dass der Bund nachher schon

komrnen und mehr o{ferieren wer'cle.

Herr Ingenieur G. Brühhn'øtttt' stellt unter Bezugnahme auf sein

Votum folgenden Antrag:
uDer Gemeinderat wird beauftragf, zut Berichterstattung an die

Ge.meinde i,m Her,bst, auf ganz unabhängiger Basis alle Möglichkeiten er-

schöpfend feststellen zu lassen, welche zur Vertunnelung der Bahn ohne

untrag,bare Steuererhöhung und Boilenverluste mithelfen könne.u

Herr StaÌ,tamtnønn MüIler frägt Herrn Brühlman'n an, was er unter

uunabhängiger Basisu verstehe. Anerkennt Herr Briihlmann Prof. Leib-

brand als neutralen Experten?

Herr G. Brühlmann erklärt,'dass nach den schwierigen Verhandlun-

gen und dem geringen Entgegenkommen der SBB es offenbar nicht der

richtige Weg wäre, die Bahn zur nochmaligen Ueberprüfung ihrer Kosten-

berechnung'aufzufordern. Es gibt aber'anerkannte Tiefbaufirmen, die im

Tunnelbau Er{ahrung haben und die angefragt werden können. Deren

Kostenberechnungen werden sicher rvesentlich anders sein als diejenigen

der Bahn. Herr Brühlmann beanstandet, d'ass 'bis heute keine geologische

Expertise über das Gebiet eingeholt wortlen sei, das für die Tunnelbauten

in l'rage komm,t. Das sei aber unerlässlich, da die geologische Gestaltung

au{ 'die Kosten einen massgeblichen Einfluss habe. Deshalb müsse eine

solche Expertise nachgeholt werden.

Hew StatltatntndlLn Müller stellt {est, dass das von der lGeisdirektion
III SBB berechnte kleine Bahnverlegungsprojekt durch Herrn Pro{. Dr.
Lei,bbrancl überprüft worden sei. Dieser legte seinen Berechnungen u. a.

auch die Erfahrung der Zürcher Firma Hatt-Haller die erst kürzlich den

Bahntunnel bei Sisikon ierstellt hat, ztt Grunde.

Herr "I. Bied,ermantt,meint,'dass man von der schwierigen finanziel{'en

Lage der SBB nun schon viel gehört habe, es sei aber vergessen worden
zu s'agen, dass die Bahn heute sehr gut verdiene. Bei gutem Willen könne

die Bahn unbeilingt mehr leisten, aber an diesem guten Willen fehle

es ihr eben. Für andere Projekte, wie grosse Bahnholbauten etc', sei auch

Geld 'da. Nur weg,en des Geldes dürfe eine gute Lösung des Badener Ver-
kehrsproblems nicht verhindert werden. Herr Biedermann ersucht den

Stadtamrnar¡n, bei den lveitern Verhandlungen einen harten Kopf zu

haben, er könne der Unterstützung durch die ganze Gemeinde versichert
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sein' Der Bund, der für Rüstungen soviel Geld habe, sollte sich an de¡ ver-
kehrssanierung in Baden ernsthafter interessieren und mehr bezahlen.

Hew Dr. W. Løng stellt fest, dass man sich bei den Dislcussionen
über 'das verkehrsproblem allzusehr vom Gefiilrl leiten lasse uncl sich vom
Boden der Realität entferne. wir sind heute zusammengekomme. um einen
Entscheid über eine rnôgliche Lösung zu fällen. Herr Dr. Lang tritt für
den Antrag des Gemeinderates ein. Er erklärt, dass er als Mitglied der
g.ossen verkehrssanierungskomrnission Gelegenheit gehabt hab,e, die ge-
leistete Arbeit zu verfolgen. Alle heute gegen das gemeinderätliche pro-
jekt vorgebrachten Argumente seien in den Kommissionssitzungen schon
zur Sprache gekornmen und sehr gründlich geprü{t worden. Der vorlie-
gende Artrag stelle das Ergebnis von 2-B Jahren Arbeit dar. Ðas pro-
jekt sei nicht aus dem Aermel geschüttelt worden, sond.ern wohl übe¡-
dacht und b,earbeitet. Es mute daher sonderbar an, wenn heute von ver-
schiedenen Diskussions,rednern gesagt werde, es sei sozusagen überhaupt

'och nichts abgeklärt. wer der Auffassung ist, dass in Baden nun end.
lich so rasch wie mögtrich annehmbare verkehrsverhältnisse geschaffen
werden müssen, de¡ muss ve.r'antwor¡ungsbewusst dem gemeindlrätlichen
vorschlag zustimmen. w,e'n man allerdings glaubt, es ver.antworten zu
können, dass die Diskussion noch jahrelang und bis zur Erschöpfung
aller andern Lösungsmöglichkeiten and,aue,rt, d,ann kann man diesen vor-
schlag schon verwerfen. Herr Dr. Lang ist aber der bestimmten Meinung,
dass nun endlich ein Schritt vo¡lvärts getan werd,en soll.

Herr Lehrer a' Räber ist der Ansiciht, dass das votum des He*n
Dr. Lang doch wohl etwas zu scharf ausgefallen sei. Herr Dr. Lang stellt
die Bürger sozusagen vor die wahl, entweder d.em Antrag des Gemlinde-
rates zuzustimmen oder dann die verantwortung für ein weiter.es An.
dauern und Anwachsen der verkehrsmisère zu übernehrnen. Herr Räber
rneint, der Gemeinderar habe die situation von Anfang an in diesem
sinne auszunützæn beabsichtigt. Man spüre aber in dãr Bürgerschaft
grosse widerstände gegen ein solches vo'rgehen. Herr Räber *irft di*
Frage auf, wer nach allen gefallenen voten und Anträgen überhaupt noch
wisse, was man jetzt eigentlich wolle.

Her¡ Räher hält .dafür, dass heute abend der Bau eines strassen-
tunnels grundsätzlibh ,beschlossen werden soilte. Die Lösungen auf der
süd- und der Nordseite seien im Einzelnen aber nochmals grürrdli.h ,u
studieren und eingehender abzuklären. Es müsse aber fesfuestellt wer-
d,en, 'dass sehr vielen Badene¡n das Projekt einer Bahnvetl"g;ng einfach
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nichr aus dem Kopf wolle. Die SBB hetten sich gegenübe1 paden scland'

bar benommen, es sei dies allerdings nicht das erste Mal. Herr Räber

glaubt nicht, dass die von der Bahn für das Bahnverlegungsprojekt ge'

nannten Kosten st'immen; die Differenz zwischen Voranschlag und wi¡k'

lichen Kosten beträgt nach seiner Meinung sicher wesentlich mehr als

10 Prozent. Die Bürger bringen es einfach nicht über sich' durch den

heutigen Entscheid endgültig auf die Bahnverlegung zu ver"¡chten' Es

solltJdaher vorerst die Frage abgeklärt werden, ob d;e Mehrheit mit

einem solchen verzich,t wirklich einverstanden sei. w'enn dies der Fall

i,st, dann ist der Weg, zum Antrag des Gøneind.erates Stelüung zu neh-

men, frei.

Herr sta¡hømmørut Müllet stellt fest, dass eine Zustimmung der Ge'

rneinde zur Eintretensfrage bedeute, dass der vorschlag einer Lösung

mit Strassentunnel und Unter{ührungen weiter zu verfolgen sei und dass

auf andere Lösungen, wie Bahntie{erlegung, Bahnverlegung oder umge'

hungsstrasse verzichtet werden solle.

Herr Ingenie uÎ Dr. J . KiIIer prazísiert die situation dahin, dass heute

die grundsät-zliche Frage zum Entscheid stehe, ob 'die Gemeinde ein

Straãenprojekt mit ca. lS Millionen Kosten oder die kleine Bahnve,rlegung

*it ,u"å 2B Millionen Kosten wolle. Es habe keinen Sinn, darüber zu

markten, ob dieser oder jener Kostenvor'anschlag etwas zu hoch ode¡

,etwas 
"u 

niedrig sei. Herrn Br,ühlmann, der die Tunnelkostenberechnung

beanstandet haq ist zu entgegnen, dass diese eben tatsäohlich je nach

dem Gelände au.sserorclentlich d,ifierieren können. Es war deghalb rich'

tig, bei der Kostenberechnung,einen Mittelwert einzustellen. Zum Hinweis

dJ. H"rr., Dr. W.anner auf die Bahnvertunnelung in T'*ich ist ergänzend

festzustellen, d,ass die stadt Zürich ül¡er 45 Prozent der Kosten hat über-

nehmen müssen. Für Baden würde ei,n 4s-prozentiger Kostenanteil an der

kleinen Bahnverlegung rund 12 Millionen Franken oder gut 30 Prozent

Steuern arrr*ach"rrl. Es ist nicht anzunehmen, dass die Bürger von Baden

ohne weiteres bereit wären, für die Verkehrssanierung eine solche zu'

sätzliche Steuerlast zu übernehmen. Man könne wohl sagen, Bern solle

mehr bezahlen' Alle wissen aber, wie beim Bund um das Geld gekämpft

wird und wie ihm immer wieder die Mittel zur Erfüllung seiner Auf'

gaben verweigert werden. Die Ho{fnung, vom Bund einen erhöhten Bei'

lrag erhältlich "o 
*acher,, ist sehr vage. Mit Bezug auf die SBB ist zu

,ug""rr, du., diese noch andere und ganz grosse und sehr dringende Bau'

a.r-fgabeo vor sich hat. Herr Dr. Killer weist auf die Notwendigkeit eines
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Bahnhofumbaues in Zij.rieh hin, der ¡und 400 Millionen kosten werde
und sehr dringlich sei. Es müsse wirklich fast als ein Wunde¡ b,ezeichnet
werden, dass dieser Bahnho{ mit den ungenügenden und primitiven Ein-
richtungen überhaupt noch funktionie¡t. Eiine wesentliche Erhöhung der
Bauausgaben der SBB müsse zwangsläufig zu einer Erhöhung der Tarife
füh¡en und die will auch niemand. Mit allen diesen Tatsachen rnuss man
sich abfinden. 'Wenn wir auf Mehrleistungen von Bund und S,BB warten
wollen, müssen wir mit .unserer Verkehrssanierung vielleicht noch I0 bis
20 Jahre warten. Es ist absolut zuzugeben, d,ass eine Bahnverlegung
glosse Vorzüge hätte, aber wir m,üssen eine Lösung wählen, die mög-
lichst rasch realisierbar ist. Wir haben heute Gelegenheit verantwortungs-
bewusst zu einer Lösung Hand zu bieten, die durchführbar und finan-
ziell tragbar ist.

Hexr A. Räl¡er möchte vor der Abstimmung über den Antrag des
Gemeinderates nochmals ausdrücklich feststellen, cl,ass die Zustimmung
zu diesem Antrag gleichzeitig den endgütligen Verzicht auf jede Form
einer Bahnverlegung in sich schliesst.

Herr Nationalrat Dr. M. Rohr weist nochmals nachdrücklich darauf
hin, dass alle Bahnverlegungsprojekte an den Kosten scheitern müssen.
Wir können die Bahn nie zwingen, 40 oder 50 M,illionen für eine solche
Lös,ung auszugeben. Auch für die Kosten der kleinen Bahnverlegung Ìyer.-
den die SBB nicht aufkommen. Dagegen wird wohl zu erreichen sein, dass
sie an das Str,assenprojekt einen höheren Beitrag leistet als sie bisher
offeriert hat. Die in der Diskussion erwähnte Möglichkeit eines Ausbaues
der Bahnlinie durch Baden auf 4 Geleise betrachtet Herr D¡. Rohr als
Illusion, zum mindesten liegt ein solche¡ Ausbau in weiter Ferne.

Herr Dr. Rohr stellt fest, dass die Gemeinde mit der Zustimmung
zu.m ergänzten gemeinderätlichen Anùrag weder die vielen tixpropria-
tionen noch die beiden Stlassenunterfühn'ungen definitiv akzeptiert ha-
ben wird. Wenn uEintretenu beschlossen wird, so bedeutet d,as nur, dass
die B'ahnverlegungsprojekte endgültig aus der Diskussion ausscheiden.
Dem Strassenprojekt des Gemeinderates wird damit nur grundsätzxrch
und mit dem Vor,behalt zugestimmt, dass die Gemeinde zu wenn möglich
verbesserten Lösungen nochmals stellung nehmen und dann definitiv da-
rüber beschliessen kann.

Die Eintretensdebati.e ist damit erschöpft.
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In cler folgen'd,en' Abstim'mung entløIlen aul den Antrag d'es Ge'

meinclerøtes 443 Stirnnt'en, d'as Gegenm'ehr beträgt, 906 Stímtnen.

Hem Stadtøtntnønn IVIüIIer eröffnet nach diesem Entscheid der Ge-

meinde die D.iskussion darüber, welche andern Läsungen weiter studiert

werde., sollen, ob die kleine oder die grosse Bahnverlegung oder die Lö-

sung mit Umfahrungsstrasse.

Herr Ingenieur G. Brühlmøzn begrüss den Beschluss der Versamm-

Iung, der den W.eg zu weiter,n Studien für eine gute Lösung mit Bahn'

verlegung freigemacht habe. Um dieses Studium nicht zu verzögern, be'

antragt er die Bewiliigung eines zusätzlichen Kredites von Fr. 10 000.-.
'In erster Linie müssen nun nach seiner .{nsicht geologische Expertisen

durchgeführt wer'den. Wer mit den weite¡n Studien und' den Kostenbe-

rechnungen beauftragt werden soll, hat der Gemeinder'at zu bestimmen.

Herr Ingenierr A. Doswald stellt den Antrag, die Verkehrssanierungs-

kommission sei durch einige Leute aus dem Kreise der Opposition zu

,ergänzen, damit man möglichst rasch zu einem Ziel komme.

Herr Notar !. Voser ist der Ansicht, dass die weitern Studien sich

nur noch auf ein Projekt der kleinen Bahnverlegung beziehen sollen. Die

Gegenüberstellung der Kosten - 25 Millionen {ür Bahnverlegung und

15 Millionen {är das Strassenprojekt - zeige wohl eine glosse Differenz,

doch müsse in Betracht gezogen werden, 'dass beim Str'assenprojekt die
für Expropriationen eingestellte Summe von 7,4 Millionen sich wahr'
scheinlich erheblich erhöhen werde. Anderseits, besteh,e doch die Möglich-

keit, dass die Kosten der Bahnverlegung sich etwas reduziererr lassen, so'

dass schliesslich der Kostenunterschied zwischen den beiden Lösungen

vielleicht nicht mehr sehr wesentlich sein werde.

Herr Ingeniew G. Brühlmann ist der Meinung, dass die Gemeinde

mit ihrem Entscheid allgem,ein Studien über Bahnverlegungsprojekte be'

schlossen habe. Diese Studien könnten deshalb nicht auf den Vorschlag

der kleinen Bahnverlegung beschränkt werden.

Hor Stadtatnmarut, I[üller teilt mit, dass naoh Schätzung von Prof.
Leibbrand sich die Studienkosten für jedes einzelrre Bahnverlegungsplo'
jekt auf Fr. 10 000.- bis 12 000.- belaufen würden. Er hält da{ür, dass

'rnan sich bei den neuen Studien auf die kleine Bahnverlegung beschrän'

ken s,ollte.

18



Herr Ingeniear A, Doswakl ist der Ansicht, dass bei den durchzu'
fühlenden Studien die Kostenfrage nicht ausschlaggebend sein dürfe. Der

Vorschlag von Henn Ingenizur Brühlmann habe sicher vieles für sich.

Llerr Doswald beantragt deshalb die Erteilung eines Kredites zut Aus'
dehnung der Studien auf die kleine und die grossen Bahnverlegungen mit
Bahnhof Martinsberg und Zentralbahnhof.

In cler folgend,en Abstímnt'urtg fallen' øul d,en Antrøg, es sei nur das

Projekt cler kleínen Bøhnuerlegung weiter zu aer'lolgen, 736 Stím'men,

aul den Antrag, auch clíe grossen Bøhnaerlegungen in die neu,en, Stud,í,en

ein zubeziehen, 420 Stùnm,en.

Auf Anfrage des Herrn A. Räber teilt Herr Stadtammann Müller mit,
dass aus clem von der Gemeinde früher bewilligien Studienkredit noch
Fr. 5 000.- bis 6 000.- zur Verfüg,ung srehen dürften. Unter diesen
Ums,¡änden soll cler Beschluss auf weitere Studien clie Bewilligung im sich
schliessen, clie Ausgaben in dem für die neuen Studien notwendigen Aus-
rnass zu erhöhen.

Herr Dr. M. Plísterer glaubt, dass bei der zweiten Abstirnmung über-
haupt niemand gervusst habe für ode,r gegen was abgestimmt wurde. Die
riclrtige Interpretation der in der heutigen Versammlung zùrn Ausdruck
gekommenen Meinung der Gemeinde gehe doch dahin, dass m,an sich mit
dem vorgelegten Strassenprojekt nicht zufrieden gebe und den Gemeinde-
rat beauftragen wolle, der Gemeinde das bestmögliche Bahnverlegungspro.
jekt als Gegenstück zum Strassenprojekt zum endgültigen Entscheid vor-
zulegen,

Herr Statltøtnnl,a,nn Milll.er stellt demgegenüber fest, dass die Abstim.
mung einwandfrei durchgeführt worden und dass d.as Resultat absolut
klar sei.

I{err Dr. Plisterer will einen Wiedererwägungsantrag stellen, den er
rvie folgt formuliert:

uDer Gemeinderat wird beauftragt, zusätzlich zum heutigen strassen-
projekt noch ein Bah,nverlegungsprojekt zu studieren und zwar das best-
mögliche, wobei die Kommission entscheiden soll, welches Bahnverlegungs-
projekt der Gemeinde vorzulegen sei.,

Herr Nationalrat Dr. M. Rohr stellt fest, d,ass die Gemeinde deutlich
zum Ausdruck gebracht habe, dass sie den vorschlag des Herrn Ingenieur
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Brühlmap als phantastisch betrachte. Die überwiegende Me,hrheit der

Bürger wünscht offsnbar eine ukleine Bahnverlegungu, wobei sich die

Stu¿lien und Berechnungen atlet' nicht ausschliesslich auf den Vorschtrag

Scù¡mitllin beschränken, sondern auch andele Möglichkeiten in ungefähr

gleicher finanzieller Rangordnung (mit oa. 25 Millionen Kosten) ein-

schliessen sollen.

Herr W. Looser hält daftir, dass die Projekte der grossen Bahnver'

legungen der Kosten Ìvegen ausser Betracht fallen müssen. Er stellt den

ausdrlcklichen Antrag, die weiteren Studien au{ die ukleine Bahnverle-

gung) zu beschränken.

Die Gemeind,e stim,mt iliesem AnÞøg nr'ít offensichtlí'ch grosser Mehr-

hcit zu,

Hew StaÅtømrnønn MüIlet nimmt den Besohluss, die studien auf .eine

kleine Bahnverlegung zu beschränken als Auftrag zuhanden der zustän-

digen Organe entgegen.

Herr W. Looser dankt im Namen der Bürger dem Gemeinderat und

der Verkehrskommission für die bisher geleistete sehr gr.osse und ver.
.lienstvolle Arbeit.

Schluss de¡ Verhandlungen: 22.45 Uhr

Der Stadtammann:

M.Müller

Der Stadtschreiber:

A. Süss
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